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Vorblatt 
 

Gesetz zur Übernahme der Aufgaben  
der Deutschen Dienststelle (WASt) für die Benachrichtigung der nächsten An-

gehörigen von Gefallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht  
durch das Bundesarchiv 

 
A. Problem und Ziel 
 
Die Deutsche Dienststelle für die Benachrichtigung der nächsten Angehörigen von 
Gefallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht (WASt) ist die Rechtsnachfolgerin 
der ehemaligen Wehrmachtauskunftstelle für Kriegerverluste und Kriegsgefangene 
(WASt) und nimmt verschiedene, insbesondere humanitäre Aufgaben wahr. Aus 
zeitgeschichtlichen Gründen - Viermächtestatus über Berlin - wird die Deutsche 
Dienststelle (WASt) seit 1951 als Behörde des Landes Berlin geführt, obwohl sie 
Bundesaufgaben wahrnimmt. Die dem Land Berlin entstehenden Aufwendungen 
werden gemäß einer Verwaltungsvereinbarung vom Bund erstattet. Mit der deut-
schen Wiedervereinigung sind die Gründe, die zu der Sonderstellung der Deutschen 
Dienststelle (WASt) als einer Bundesaufgaben wahrnehmenden Landesbehörde ge-
führt haben, entfallen. Obwohl die Deutsche Dienststelle (WASt) Bundesaufgaben 
wahrnimmt und vollständig vom Bund finanziert wird, unterliegt sie rechtlich nicht der 
Aufsicht einer Bundesbehörde. Durch die mit diesem Gesetz geregelte Übernahme 
der Aufgaben der Deutschen Dienststelle (WASt) in die Zuständigkeit des Bundes 
wird die Organisation bereinigt. Mit Blick darauf, dass die Unterlagen der Deutschen 
Dienststelle (WASt) perspektivisch zu Archivgut werden, ist die Übernahme dieses 
Bereichs in das Bundesarchiv sachgerecht.   
 
B. Lösung 
 
Zur Übernahme der Aufgaben der Deutschen Dienststelle (WASt) durch das Bun-
desarchiv sind folgende wesentliche Neuerungen vorgesehen: 
 
• Schwerpunkt sind die in Artikel 1 geregelten, mit Blick auf die Aufgaben der Deut-

schen Dienststelle (WASt) notwendigen Ergänzungen des Bundesarchivgesetzes 
(BArchG). Dem Weiterbestehen dieser spezifischen Aufgaben wird dadurch 
Rechnung getragen, dass diese eigens geregelt und neben die Aufgaben des 
Bundesarchivs gestellt werden. Ein großer Teil der Unterlagen wird dabei - an-
ders als im von § 5 Abs. 1 Nr. 1 BArchG vorgesehenen Normalfall - noch für lau-
fende Aufgaben benötigt.  
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• Die neue Aufgabe des Bundesarchivs bedingt entsprechende Anpassungen im 
Gräbergesetz (GräbG, Artikel 2), in der Personenstandsverordnung (PStVO, Arti-
kel 3) und in der Verordnung über den Besitznachweis für Orden und Ehrenzei-
chen und den Nachweis von Verwundungen und Beschädigungen (Orden-
NachwV, Artikel 4). 

• Artikel 5 enthält das Ratifikationsgesetz für den Staatsvertrag, der zwischen dem 
Bund und dem Land Berlin zum Übergang der Aufgaben der Deutschen Dienst-
stelle (WASt) geschlossen wird. 

 
C. Alternativen 
 
Keine. 
 
D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
 
Keine. 
 
E. Erfüllungsaufwand 
 
E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
 
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein neuer Erfüllungsaufwand. 
 
E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
 
Für die Wirtschaft entsteht kein neuer Erfüllungsaufwand. 
 
E.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 
 
Für die Verwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
 
F. Sonstige Kosten 
 
Auswirkungen auf das Preisniveau - insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau - 
sind nicht zu erwarten. 
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